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Editorial  

Am 2. Mai 2005 besuchte die Regionalkommissarin der Europäischen Union, Frau 
Danuta Hübner, Ostdeutschland. Wesentlicher Punkt auf der Agenda war die Frage, 
wie die künftige Ziel-1-Förderung Ostdeutschlands angesichts finanzieller Engpässe 
infolge der EU-Erweiterung in Brüssel und klammer Kassen in einigen Geberländern 
der Europäischen Union, die zugleich systematisch das Maastricht-Verschuldungs-
kriterium verfehlen, gestaltet werden kann. 

Hat Ostdeutschland noch ein Anrecht auf Hilfe seitens der EU vor dem Hintergrund, 
dass durch die neuen Mitgliedsländer der Einkommensdurchschnitt in Gesamteuropa 
gesunken ist und damit quasi ein verringerter Förderbedarf signalisiert werden kann? 
Wenn eine Beibehaltung der Förderniveaus – möglicherweise eine großzügigere För-
derung insgesamt – zu einer Erhöhung des deutschen EU-Beitrags führt, ist dies aus 
deutscher Sicht sinnvoll? Und welche Rolle soll die nationale Förderung vor allem im 
Rahmen des Solidarpakts-II spielen? 

Ostdeutschland besitzt einen gegenüber allen ehemaligen kommunistischen Staaten 
einzigartigen Standortnachteil, nämlich fehlende Zentralen großer Unternehmen. Für  
westdeutsche Unternehmen, die im Rahmen der Privatisierung von der Treuhand Be-
triebe kauften, war es nicht sinnvoll, zwei Unternehmenssitze in Deutschland auf-
rechtzuerhalten bzw. zu errichten. Heute werden westdeutsche Aktivitäten in Ost-
deutschland fast immer von der westdeutschen Konzernzentrale gesteuert. Geht man 
davon aus, dass ungefähr 50% der Wertschöpfung in Ostdeutschland von derartigen 
verlängerten Werkbänken kommt und dass Führungsfunktionen ungefähr 30% der 
Wertschöpfung ausmachen, dann liegt unter aktuellen Bedingungen die ostdeutsche 
Zielmarke des Pro-Kopf-Einkommens bei 85% des Westens. Mehr ist im Durch-
schnitt nicht zu erreichen. Einige Zentren wie Dresden, Leipzig oder Jena werden 
diesen Durchschnitt übertreffen, viele werden darunter stagnieren. 

In Ländern wie Polen, der Tschechischen Republik, der Slowakei oder Ungarn sind 
die Verhältnisse völlig anders. Wenn sich hier ein ausländisches Unternehmen ein-
kauft, so übernimmt es oft ein komplettes Unternehmen mit sämtlichen Funktionen; 
die Chance, hochwertige Funktionen zu stabilisieren, liegt hier höher als in Ost-
deutschland. Auch wenn aktuell der wirtschaftliche Nachholbedarf dort noch enorm 
ist: Langfristig erwächst diesen Ländern ein Standortvorteil, der im Osten Deutsch-
lands nicht existiert. 

Soll in Ostdeutschland die Bedeutung der Führungsfunktionen wachsen, so kann dies 
durch Neuansieldung internationaler Unternehmen mit ihren Headquarters, vor allem 
aber durch die Expansion des eigenen Mittelstandes geschehen. Marktnahe Innova-
tionshilfen, die dies absichern, können sehr schnell in Konflikt mit der Beihilfeord-
nung der Europäischen Union kommen. Man kann nur hoffen, dass die Europäische 
Union diesen Sonderfall des Ostens Deutschlands im Auge behält, wenn sie die Krite-
rien für die Förderung und die Beihilferegeln festlegt. 
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